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I. Innenpolitik

Vorbemerkung

Die innenpolitische Krise in Iran, die
nach den Parlamentswahlen im April
2000 einen ersten Höhepunkt erreichte,
verschärft sich zunehmend. Inzwischen
scheinen viele Reformer, die lange
Zeit hindurch glaubten, zumindest mit
moderateren Teilen der Rechten einen
Konsens finden zu können, die Hoffnung
aufgegeben zu haben. Zahlreiche Parla-
mentsabgeordnete und führende Vertre-
ter der Reformbewegung, die ein staat-
liches Amt tragen, erwägen ernsthaft,
ihre Ämter nieder zu legen und außer-
halb der Macht zu operieren. Die Basis
Präsident Chatamis, der anscheinend
immer noch an ein Einlenken der mode-
raten Rechten glaubt, schrumpft im
Volk weiter. Viele haben die Hoffnung,
die sie in ihn gesetzt hatten, inzwi-
schen verloren. Auch bei den Konserva-
tiven ist die Angst, die Zügel der
Macht nicht mehr halten zu können,
deutlich spürbar. Das überraschende
Verbot der „Freiheitsbewegung“, die
Verurteilung des Ausschussvorsitzenden
für Außenpolitik und innere Sicherheit
Mohsen Mirdamadi und das Verbot seiner
Zeitung „Noruz“ (das Organ der Mehr-
heit im Parlament) und weitere Ereig-
nisse, über die wir berichten, führen
manche politische Beobachter in Tehe-
ran zu der Vermutung, die Rechte plane
einen Staatsstreich, um die gesamte
Reformbewegung in die Schranken zu
weisen. Die wiederholten Angriffe und
Warnungen aus den USA und die Ankündi-
gung, Washington werde eine Kursände-
rung vornehmen und nur noch das Begeh-
ren des iranischen Volkes nach Frei-
heit und Demokratie unterstützen,
macht die Lage noch problematischer.
Die Ereignisse des Monats Juli stellen
eindeutig eine Zuspitzung der Ausein-
andersetzung zwischen den Fronten dar.

Aghadjari übt scharfe Kritik an den
Mullahs – Beifall und Proteste

Ein Professor bringt die Kaste der
Mullahs schwer in Bedrängnis und ver-
setzt ganz Iran in Aufruhr. Hashem Ag-
hadjari lehrt an der Hochschule für
Lehrerausbildung und ist zugleich Mit-
glied der an der Regierung beteiligten
„Organisation der Modjahedin der Isla-
mischen Revolution“. Anfang Juli hielt
er in der westiranischen Stadt Hamedan

zum Gedenken an Ali Shariati, einen
Islamwissenschaftler, Soziologen und
Vordenker der Islamischen Revolution,
eine Rede über den islamischen Prote-
stantismus und ging dabei mit der
herrschenden Geistlichkeit hart ins
Gericht.

Das Thema ist nicht neu. In der Ge-
schichte des Islam hat es schon oft
einzelne Geistliche und Intellektuel-
le, sogar ganze Strömungen gegeben,
die den Klerus als eigentliches Hin-
dernis einer Erneuerung und Moderni-
sierung des islamischen Glaubens be-
trachteten. Die Kritik richtete sich
zumeist dagegen, dass der Klerus an
längst überkommenen Traditionen fest-
hält, Aberglauben verbreitet und die
Vermittlerrolle zwischen Gott und Men-
schen für sich beansprucht. „Gläubige
sind keine Affen, die geistliche Vor-
bilder nachahmen“, schrieb Schariati.

Aghadjari ging weit über diese Kritik
hinaus. Der Unterschied zwischen der
Zeit Schariatis (der Schah-Zeit)und
unserer Gegenwart bestehe darin, sagte
er, dass wir nicht in erster Linie mit
einem traditionell orientierten Islam
konfrontiert seien, sondern mit einem
Islam, der fundamentalistisch und im
Besitz der politischen Macht ist. Heu-
te sei der Klerus mit der politischen
Führung des Staates identisch. Diese
Macht zeige weit mehr als der tradi-
tionell orientierte Islam Bereit-
schaft, die Rechte der Individuen zu
missachten und zu zertreten.

Der Professor verhüllte seine Kritik
zunächst in eine historische Betrach-
tung des christlichen Protestantismus
und hob hervor, dass diese Bewegung,
die sich gegen die Übermacht der Kir-
che richtete, niemals zum Erfolg ge-
führt hätte, wenn sie nicht mit dem
Humanismus und der Aufklärung gekop-
pelt gewesen wäre. Dann kehrte er in
die Gegenwart zurück und startete ei-
nen Frontalangriff gegen die Geist-
lichkeit. Diese habe nicht nur Gott
und den Glauben, sondern auch die
weltliche Macht für sich monopoli-
siert. Damit erlaube sie sich jede
Willkür. Sie lasse ihre Kritiker und
Gegner foltern, zu falschen Geständ-
nissen zwingen, hinrichten oder durch
Terroranschläge ermorden. All dies sei
mit der Substanz des Islam nicht ver-
einbar. Daher müsse sich der islami-
sche Protestantismus unter den heuti-
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gen Umständen nicht allein gegen die
längst überkommene Tradition richten,
sondern weit mehr für die Durchsetzung
der Menschenrechte und humanistischer
Grundsätze kämpfen.

Der Redner erhielt überschwänglichen
Beifall, wurde aber zugleich von einer
kleinen Minderheit im Saal beleidigt
und beschimpft, so heftig, dass er
schließlich seine Rede abbrechen und
flüchten musste. Schon am nächsten Tag
organisierte die Rechte eine Kampagne
gegen ihn. Die konservative Presse wü-
tete, in zahlreichen Städten wurden
Protestdemonstrationen organisiert,
bei denen auch Aghadjaris Hinrichtung
verlangt wurde. Die Proteste waren so
heftig, dass sich auch manche geistli-
chen Reformer, darunter Präsident Cha-
tami, zu einer Distanzierung gezwungen
sahen. Aghadjari revidierte in einem
Schreiben an den Parlamentspräsidenten
Karrubi seine Äußerungen und schränkte
die pauschale Kritik an der Geistlich-
keit ein. Schließlich wurde die Justiz
eingesetzt, sie klagte ihn wegen „Be-
leidigung des Glaubens“ an. Doch der
Angeklagte folgte nicht der Vorladung.
Der Richter setzte einen zweiten Ter-
min fest und verhängte ein Ausreise-
verbot. Am 8. August wurde Aghadjari
verhaftet.

Es gab aber auch unter den Reformern
Stimmen, die trotz der von den Rechten
erzeugten Pogromstimmung Aghadjari un-
terstützten. Seine Organisation, die
„Modjahedin der islamischen Revoluti-
on“ veröffentlichte zu dem Fall eine
Stellungnahme und erklärte: „Wir sind
stolz, mutige Mitglieder wie Aghadjari
zu haben.“

Das Schicksal von Aghadjari ist unge-
wiss, sicher ist aber, dass er der
überwiegenden Mehrheit des Volkes aus
der Seele gesprochen hat. Sicher ist
auch, dass die Wellen, die er in Bewe-
gung gesetzt hat, sobald nicht zur Ru-
he kommen werden.

Großayatollah Taheri legt sein Amt als
Freitagsprediger nieder

Der einflussreiche Geistliche, Ayatol-
lah Taheri, erklärte in einem offenen
Brief vom 18. Juli, dass er sein Amt
als Freitagsprediger der Stadt Isfahan
niederlege. Der Brief ist eine harte
Abrechnung mit dem herrschenden Kle-
rus. Gewöhnlich führen hohe Geistliche

ihre Auseinandersetzungen in einer
verschlüsselten Sprache. Anders bei
Ayatollah Taheri. Er stellt in selte-
ner Offenheit die islamischen Machtha-
ber an den Pranger.

Seit dreißig Jahren predigt Ayatollah
Taheri in Isfahan, einer der größten
und wichtigsten Städte Irans. Er war
einer der engsten Weggefährten Chomei-
nis. In der Bevölkerung genießt er ei-
ne große Popularität. Über eine Mil-
lion Bewohner Isfahans stimmten seiner
Kandidatur für die „Expertenversamm-
lung“ zu, die u.a. die Aufgabe hat,
den Revolutionsführer zu wählen und
dazu befugt ist, ihn abzusetzen. Tahe-
ri gehörte zu den ersten Geistlichen,
die während der Schah-Zeit öffentlich
einen islamischen Staat forderten. Er
zählte auch zu den schärfsten geistli-
chen Kritikern des  Schah-Regimes und
wurde deshalb mit langjähriger Haft
und Verbannung bestraft. Nach der is-
lamischen Revolution, zu deren führen-
den Köpfen und Organisatoren er gehör-
te, wurde er Mitglied der „Experten-
versammlung“, die zunächst gewählt
wurde, um die Verfassung der Islami-
schen Republik zu schreiben. Während
des Krieges gegen Irak, dem auch einer
seiner sechs Söhne zum Opfer fiel,
hielt er sich oft an der Front auf,
womit er seine Popularität erheblich
steigerte. Dennoch weigerte er sich,
ein Staatsamt zu übernehmen.

Seit Beginn der Reformbewegung und der
Wahl Chatamis zum Staatspräsidenten
hat der heute 76jährige Ayatollah die
Bewegung unterstützt und bei seinen
Freitagspredigten die konservativen
Islamisten, auch den Revolutionsführer
Khamenei kritisiert. Sein offener
Brief vom 18. Juli wird allgemein als
historisch bezeichnet. Sicher ist je-
denfalls, dass er nachhaltig eine gro-
ße Wirkung haben wird.

Der Brief ist an „das würdige und
stolze Volk Irans“ gerichtet. Er habe
nicht die Absicht, schreibt Taheri,
Hoffnungslosigkeit zu verbreiten. Doch
er könne nicht länger die Augen vor
den unerträglichen Qualen verschlie-
ßen, die das Volk zu erleiden habe. Er
könne nicht mehr mit ansehen, wie gei-
stige und religiöse Werte durch das
sich verbreitende Verderben vernichtet
würden.

Ayatollah Taheri zitiert den Propheten
Mohammed, der gesagt hatte: „Es gibt
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zwei Gruppen im Volk, die, wenn sie
das Gute wählen, die islamische Ge-
meinde auf den rechten Weg führen,
wenn sie aber auf Abwegen geraten, das
Volk ins Verderben stürzen.“ Mit den
beiden Gruppen sind die geistlichen
Gelehrten und die Besitzer der politi-
schen Macht gemeint. Der Sinn der Re-
volution bestehe in der Erfüllung der
Forderungen und Wünsche des Volkes.
Doch heute sei genau das Gegenteil er-
reicht. „Wenn ich an unsere Verspre-
chungen zu Beginn der Revolution den-
ke, schlägt ein Beben durch meinen
Körper. Wenn ich höre und sehe, wie
einige Auserwählten und deren Söhne,
zum Teil im religiösen Gewand ver-
steckt, miteinander um den Raub des
Volkseigentums wetteifern, dann über-
fällt mich die Scham. Wie lange noch
soll das Volk mit hohlen Reden, Kund-
gebungen und Demonstrationen gespeist
werden? Wie lange noch sollen die Men-
schen in unserem Land Gesetzesbrüche,
Dummheiten und die Vorteilnahme der
Machthaber erdulden? Sie kehren dem
Glauben den Rücken, sie sind resi-
gniert, leiden unter Arbeitslosigkeit,
Inflation. Der Unterschied zwischen
Arm und Reich wird immer größer. Unse-
re Wirtschaft ist krank, die Verwal-
tung ist zutiefst verdorben, die Kor-
ruption schreit zum Himmel, immer mehr
Menschen verfallen der Drogensucht.
All dies bedroht die Existenz unseres
Landes. Überall herrscht Willkür, die
Gesetze werden missachtet, das Land
wird von mafiösen Gruppen beherrscht,
das Parlament wurde entmachtet, die
Macht wird durch Kräfte, die nicht vom
Volk gewählt sind, monopolisiert, die
Wirtschaft wird von Stiftungen und ge-
heimen Unternehmen beherrscht, die In-
telligenz des Landes wird zur Flucht
ins Ausland getrieben, Menschen werden
willkürlich verhaftet, die freie Pres-
se wird ausgeschaltet. Eine Fraktion
versucht die Regierung lahm zu legen.
Der Wille des Volkes wird total miss-
achtet. Der Glaube wird zur Erlangung
der weltlichen Macht missbraucht.
Halbstarke und Faschisten, von Dumm-
heit und Wahn ergriffen, stehen mit
den Zentren der Macht in Verbindung.
Sie benehmen sich zügellos, bewegen
sich außerhalb der Gesetze und werden
für ihre Taten nicht zur Verantwortung
gezogen. Sie spielen gleichzeitig die
Rolle der religiösen Instanzen, der
Philosophen, der Polizisten, der Herr-
scher und Richter. Sie überfallen die
Universitäten, besudeln die Ehre der
Kultur und Wissenschaften, sie begehen

Kettenmorde gegen unschuldige Men-
schen… Ich habe vor dreißig Jahren
durch den verehrten Revolutionsführer,
Ayatollah Chomeini, der damals in Nad-
jaf weilte, den Auftrag erhalten, in
Isfahan zu predigen. Doch nun bin ich
nicht mehr imstande, dieses Amt fort-
zuführen.“

Der Rücktritt schlug wie eine Bombe
ein. Zahlreiche Gruppen, auch Parla-
mentsabgeordnete erklärten ihre Soli-
darität mit dem Ayatollah und stimmten
seinen Ausführungen zu. Endlich hatte
einer es gewagt, die Tatsachen beim
Namen zu nennen. Der bekannte Geistli-
che Reformer Mohsen Kadivar erklärte,
der offene Brief widerspiegle die Mei-
nung der überwiegenden Mehrheit der
Bevölkerung. Für die Konservativen war
der offene Brief ein schwerer Schlag.
Denn diesen geistlichen Kollegen, dem
sie viel Dank für seine Taten schul-
den, konnten sie nicht der Feindschaft
gegen die Islamische Republik und
schon gar nicht gegen den Islam be-
zichtigen. So versuchten sie wenig-
stens, den Schaden zu begrenzen. Das
Informationsministerium verbot in ei-
nem Rundschreiben der Presse, den
Brief zu kommentieren. Doch die Kon-
servativen kümmerten sich nicht darum
und bezichtigten Taheri der Kollabora-
tion mit den USA. Nahezu sämtliche
Prediger griffen Taheri scharf an und
warfen ihm vor, den Feinden des Got-
tesstaates auf den Leim gegangen zu
sein. Auch Revolutionsführer Khamenei
konnte den offenen Brief nicht einfach
ignorieren und die Vorwürfe unwider-
sprochen lassen.

„Ich habe gestern einen von Ihnen un-
terzeichneten Brief gelesen, in dem
Sie sich über den Zustand des Landes,
über moralische und wirtschaftliche
Vergehen, über Ungleichheiten zwischen
Klassen und Schichten und über den
Missbrauch seitens einiger Amtsinhaber
und Geistlichen beklagt haben“,
schrieb er an Ayatollah Taheri. „Ich
selbst habe in den vergangenen Jahren
schon oft auf diese Missstände hinge-
wiesen und gefordert, dass alle Kräfte
eingesetzt werden sollen, um Armut,
Korruption und Ungleichheit zu besei-
tigen. Auch jetzt bin ich der Meinung,
dass wir diese Zustände nur durch ei-
nen ehrlichen Einsatz aller Kräfte und
die Einheit aller, die im Staat und
der Gesellschaft Verantwortung tragen,
ändern können. Selbstverständlich er-
warte ich gerade von Ihnen, der be-
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reits in der Vergangenheit die Revolu-
tion unterstützt hat, eine aktive Un-
terstützung.“

Khamenei zählt drei Ziele auf, die bei
diesem gemeinsamen Kampf  erreicht
werden müssten, erstens die Schaffung
von Arbeit, zweitens die Beseitigung
der Korruption und drittens die Ein-
heit des Volkes unter der Fahne des
Islam und der Revolution. Dann geht er
zum Angriff über. Leute, die glauben,
dass sich die islamische Staatsordnung
in der Krise befinde und geschwächt
sei, seien im Grunde selbst ge-
schwächt. Sie hätten die Absicht, die
Jugend auf Abwege zu führen. In dieser
Situation müsse jede Kritik, auch wenn
sie berechtigt sei, mit Bedacht geäu-
ßert werden. Denn sie könne leicht von
den inneren und äußeren Feinden miss-
braucht werden.

„Seit der Veröffentlichung Ihres Brie-
fes haben Konterrevolutionäre, die fi-
nanziell von den USA unterstützt wer-
den, daraus den größten Nutzen gezogen
und ihn als eine Stellungnahme gegen
die islamische Staatsordnung gedeutet.
Selbstverständlich stimme ich dieser
Deutung nicht zu, denn ich kenne Ihre
Verdienste und weiß auch, wie wohl Sie
mir gesonnen sind. Dennoch gibt es
Menschen, die sich vom Teufel verfüh-
ren lassen. Diese Tatsache sollte uns
dazu veranlassen, unsere Worte abzuwä-
gen und zu verhindern, dass die Ein-
heit unseres Volkes beeinträchtigt
wird. Denn jede Schwächung der islami-
schen Staatsordnung ist ein Fehler,
der nicht verziehen werden kann.“

Abgesehen von dieser eindeutigen Dro-
hung wurde auf den Ayatollah ein enor-
mer Druck ausgeübt, damit er seine
Aussagen widerruft. Es wurde das Ge-
rücht verbreitet, der Brief sei nicht
von ihm selbst verfasst worden. Mehre-
re Delegationen suchten den Geistli-
chen auf, um ihn zum Widerruf zu bewe-
gen. Doch bislang ist der Ayatollah
standhaft geblieben.

Hartes Urteil gegen einen Tänzer

„Ich kenne die iranischen Gesetze
nicht und konnte mir niemals vorstel-
len, dass ich mich durch Tanzen und
durch meinen Beruf als Tanz- und
Sportlehrer strafbar mache“, sagte Mo-
hammad Khordadian dem Richter in Tehe-
ran. Khordadian war 1981 nach Amerika

ausgewandert. Dort fand er zunächst
keine Arbeit. Er lernte eine Englände-
rin kennen, die er bald heiratete. Sie
entdeckte seine Begabung für Tanz, Mu-
sik und Sport und empfahl ihm, eine
Tanzschule zu eröffnen. Er folgte dem
Vorschlag, bekam auch bald großen Zu-
lauf von Schülerinnen und Schülern. Er
trat auch gelegentlich bei Unterhal-
tungsveranstaltungen auf und produ-
zierte seine Kunst auf Videos.

Im März dieses Jahres, nachdem seine
Mutter gestorben war, zog es ihn in
die Heimat. Er wollte zum Grab seiner
Mutter, wollte auch die Erinnerungen
aus der Zeit seiner Jugend neu entdek-
ken. Doch er wurde bald von den Sit-
tenwächtern des Gottesstaates entdeckt
und ins Gefängnis gesteckt.

„Ich wusste nicht, dass meine Videos
auch in Iran bekannt sind“ erklärte
Khordadian beim Gericht. „Ich habe in
Amerika einen ganz normalen Beruf aus-
geübt und war mir nicht bewusst, dass
ich damit die Jugend zu sündhaftem
Verhalten verleite und der Unmoral und
dem Verderben Vorschub leiste.“

Khordadian besitzt die amerikanische
Staatbürgerschaft. Es ist das erste
Mal, dass ein gebürtiger Iraner wegen
„unsittlichen“ Verhaltens in seiner
Wahlheimat, in Iran gerichtlich ver-
folgt wird. Das Reuebekenntnis des An-
geklagten, sowie die Erklärung, er
werde im Falle seines Freispruchs in
Iran bleiben, konnten den Richter
nicht besänftigen. Richter Zamani ver-
urteilte den Tänzer zu zehn Jahren Ge-
fängnis mit Bewährung und zehnjährigem
Zwangsaufenthalt in Iran. Das Urteil,
sagte der Richter,  sei eine Vorbeuge-
maßnahme. Durch das Ausreiseverbot
solle verhindert werden, dass der An-
geklagte abermals in die Versuchung
käme, sich sündhaft zu verhalten.

Rasuli, der Verteidiger, hat gegen das
Urteil Widerspruch eingelegt. Der
Presse gegenüber sagte er, er habe
sich gewundert, dass der Richter den
Aufenthalt in Iran als eine Strafmaß-
nahme betrachte. Es sei doch eine Eh-
re, sich in Iran aufhalten zu dürfen.

Siamak Purzand wurde zu erniedrigender
Selbstbezichtigung gezwungen

Der Journalist und Medienfachmann Sia-
mak Purzand trat am 25. Juli bei einer
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vom Revolutionsgericht inszenierten
Pressekonferenz auf und erklärte, er
sei über seine Vergangenheit beschämt
und bitte um Vergebung. Purzand ist 73
Jahre alt. Er wurde zuvor in einem ge-
heimen Prozess zu elf Jahren Gefängnis
verurteilt. Die Pressekonferenz fand
im Justizgebäude am Teheraner Flugha-
fen statt. Zu der Pressekonferenz wa-
ren lediglich  Vertreter der staatli-
chen Nachrichtenagentur „Irna“, des
staatlichen Fernsehens und Rundfunks
und der studentischen Nachrichtenagen-
tur „ISNA“ zugelassen. ISNA berichte-
te, dass ihrem Vertreter vor Beginn
der Konferenz eine Liste von Fragen
überreicht worden sei und man ihm er-
klärt habe, nur diese Fragen seien zu-
gelassen. Offensichtlich seien auch
die Antworten Purzands auf die Fragen
zuvor festgelegt gewesen.

Purzand schilderte in Anwesenheit von
Justiz- und Sicherheitsbeamten und den
genannten Journalisten zunächst seine
Aktivitäten während der Schah-Zeit und
bekannte reumütig, er habe stets ver-
sucht, die verderbliche und zersetzen-
de Kultur aus dem Westen in den Iran
einzuführen. Die meisten seiner Mitar-
beiter seien Mitglieder des Geheim-
dienstes SAVAK gewesen. Dieses Bestre-
ben habe er auch nach der Revolution
fortgesetzt. Er habe eng mit Monarchi-
sten, auch ausländischen Sendern zu-
sammengearbeitet. Diese Aktivitäten
seien vom Ausland aus unterstützt wor-
den. Er habe versucht, auf die im Iran
erscheinende, liberale Presse Einfluss
auszuüben. Als die Angehörigen der
amerikanischen Botschaft in Teheran in
Geiselhaft genommen worden waren, habe
er die Befreiungsaktion der USA unter-
stützt und dabei aktiv mitgewirkt.
Doch die Aktion sei schließlich ge-
scheitert.

Purzand erklärte, auch seine Frau, die
bekannte Rechtsanwältin und Frauen-
rechtlerin Mehrangiz Kar, die sich
zurzeit in den USA aufhält, stehe mit
den Monarchisten in enger Verbindung.
Ihr Einsatz für Frauenrechte erfolge
im Auftrag der Schah-Familie.

Auf die Frage eines Journalisten, ob
die Verhöre von Künstlern und Intel-
lektuellen, die zurzeit durchgeführt
werden, mit seinen Aussagen in Zusam-
menhang stehen, antwortete er, er habe
bei der Untersuchung seines Falls eine
ganze Reihe von Namen genannt. „Geben
Sie zu“, fragte ihn ein Journalist,

„dass Sie Jugendliche unseres Land ins
Verderben geführt haben?“, erklärte
Purzand, er habe bei der Kampagne aus-
ländischer Medien gegen die islamische
Republik mitgewirkt.

Weinend und schluchzend antwortete der
73jährige Journalist auf die Frage, ob
er um Gnade gebeten habe: „Ich bereue
zutiefst meine Taten. Doch ich weiß
nicht, ob ich den Mut aufbringen werde
und ob ich überhaupt ein Recht dazu
habe, um Gnade zu bitten. Ich habe nur
den Wunsch, dass man mir eine Gelegen-
heit gibt, Reue zu üben und der Isla-
mischen Republik zu dienen, denn ich
hasse alles, was ich in der Vergangen-
heit getan habe.“

Während die inszenierte Pressekonfe-
renz den Protest der Reformer und nam-
hafter Journalisten hervorrief, ver-
suchte die Rechte die Selbstbezichti-
gung Purzands propagandistisch gegen
Intellektuelle, Journalisten, Künstler
und Schriftsteller auszuschlachten.
Selbst Revolutionsführer Khamenei nahm
zu den Äußerungen Purzands Stellung.
„Diese Äußerungen“, sagte Khamenei,
„zeigen, dass unsere Warnungen über
den Kulturkampf, den unsere Feinde ge-
gen uns führen, richtig waren.“

Regierungssprecher Abdollah Rame-
zanzadeh erklärte in seinem wöchentli-
chen Pressekonferenz, das Informati-
onsministerium sei über den Fall
Purzand nicht informiert gewesen. Die-
se erstaunliche Stellungnahme veran-
lasste einige Abgeordnete im Parlament
zu einer Anfrage an den Informations-
minister. Die Abgeordneten wollten
wissen, weshalb das Ministerium in all
diesen Jahren über die umfangreichen
Aktivitäten Purzands nicht informiert
gewesen sei.
Eine offizielle Antwort des Ministers
liegt bislang nicht vor.

Unversöhnlich: Revolutionsführer Kha-
menei droht den drei staatlichen Ge-
walten mit Sanktionen

„Sollte ich das Gefühl haben, dass die
Führung der Exekutive oder Judikative
oder auch die Abgeordneten des Parla-
ments von den Grundsätzen unserer
Staatsordnung abweichen, werde ich als
Revolutionsführer die nötigen Konse-
quenzen ziehen“, sagte Revolutionsfüh-
rer Khamenei. Mit diesen Worten rea-
gierte er auf die neuen Attacken aus
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Washington und vor allem auf die Stel-
lungnahmen der Politiker und Journali-
sten, die eine versöhnlichere Politik
den USA gegenüber empfehlen. Heute
seien die USA nicht mehr wie zu Schahs
Zeiten in der Lage, sich in die Ange-
legenheiten Irans einzumischen, sagte
er. Das iranische Volk stehe geschlos-
sen hinter der Führung des Landes und
sei bereit, jede Verschwörung gegen
die Revolution und die staatliche Ord-
nung zu vereiteln. Der Feind – damit
sind die USA gemeint – versuche, den
Glauben der Bevölkerung an den islami-
schen Staat zu erschüttern und Hoff-
nungslosigkeit zu verbreiten. Die USA
seien sich bewusst, dass sie weder
durch Wirtschaftsboykott noch durch
eine militärische Intervention Iran
zur Kapitulation zwingen könnten. Da-
her würden sie nun versuchen, durch
einen bereit angelegten Kulturkampf
ihr Ziel zu erreichen. Deshalb müsse
vor allem die Presse wachsam sein und
jede Äußerung, die dem Feind nutzen
könnte, vermeiden. Sollte jemand be-
wusst das Gegenteil versuchen, wäre
dies eindeutig Landesverrat.

Die Adressaten, an die der Revoluti-
onsführer seine Warnung richtete, sind
nicht schwer auszumachen. Es sind li-
berale Journalisten und Parlamentsab-
geordnete, die der Reformbewegung an-
gehören. „Wenn die USA von Reformen in
Iran sprechen, dann haben sie nichts
anderes als das Verderben im Sinn“,
sagte Khamenei. „Sie wollen unsere is-
lamische Staatsordnung, die den Willen
unseres Volkes widerspiegelt, ins Ver-
derben stürzen.“ Der Revolutionsführer
forderte die Vertreter der Reformbewe-
gung direkt auf, ihren Weg von dem der
USA zu trennen. Regierung, Justiz und
Parlament sollten sich mehr als je zu-
vor um die Erfüllung ihrer Pflichten
bemühen. Die Justiz sollte alle Perso-
nen, die Gerüchte und Lügen verbrei-
ten, ohne Erbarmen verfolgen. Als Füh-
rer der Revolution habe er selbst
Pflichten zu erfüllen, die viel weit-
reicher seien als die der Exekutive.
Daher werde er keine Abweichungen von
den Grundsätzen der islamischen
Staatsordnung dulden und aus jedem
Fehlgriff die nötigen Konsequenzen
ziehen.

Gründung einer Frauenpartei

Einige Frauen, die der „Front Moshare-
kat“, der größten Organisation der Re-

formbewegung, angehören, haben die Ab-
sicht, eine Frauenpartei zu gründen.
Sie begründen ihre Absicht damit, dass
der Umgang mit politisch aktiven Frau-
en, selbst unter den Reformern noch
weit von Gleichberechtigung entfernt
sei. Auch bei dem letzten Kongress der
„Front Moscharekat“ Ende Juli seien
lediglich zwei Frauen in den Zentral-
rat gewählt worden. Daher haben sich
einige Frauen gemeinsam mit den weib-
lichen Parlamentabgeordneten ent-
schlossen, eine eigene Partei zu grün-
den. Die Partei soll sich hauptsäch-
lich um die Rechte der Frauen kümmern.

Studentendemonstrationen zum Jahrestag
der Studentenunruhen im Sommer 1999

Am 19. Juli, dem Jahrestag der Studen-
tenunruhen, gab es in der Hautstadt
und anderen größeren Städten Irans De-
monstrationen und Kundgebungen. Allein
in Teheran versammelten sich trotz De-
monstrationsverbot fast 1000 Studen-
ten. Bei den Unruhen vor drei Jahren
hatten Ordnungs- und Geheimdienstkräf-
te ein Studentenheim in Teheran über-
fallen. Dabei wurde ein Student getö-
tet, Hunderte verletzt und ebenso vie-
le verhaftet. Einige der Verhafteten
befinden sich immer noch im Gefängnis.
Die Demonstranten forderten unter an-
derem die Freilassung ihrer Kommilito-
nen. Interessant war auch die Parole:
„Lasst Palästina sein, denkt lieber an
unser Land.“ Ordnungskräfte hatten die
umliegenden Straßen gesperrt. Es kam
zu heftigen Auseinandersetzungen mit
den versammelten Studenten. Es gab
neue Verhaftungen. Über ihre Zahl gibt
es keine Informationen.

Verbot der populären Organisation
„Freiheitsbewegung“

Das islamische Revolutionsgericht hat
am 27. Juli die liberale Organisation
„Freiheitsbewegung“ verboten. 33 Par-
teimitglieder erhielten Freiheitsstra-
fen zwischen vier Monaten und zehn
Jahren. Acht Angeklagte erhielten
Geldstrafen, 21 Mitgliedern wurde jeg-
liche politische Betätigung für die
nächsten zehn Jahre untersagt. Die An-
geklagten sowie die gesamte Organisa-
tion wurden beschuldigt, die nationale
Sicherheit gefährdet, den Sturz der
Islamischen Republik vorbereitet, ge-
heime Kontakte mit dem Ausland herge-
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stellt und geheime Informationen ge-
sammelt zu haben.

Die „Freiheitsbewegung“, vor 43 Jahren
gegründet, genießt in Iran eine große
Popularität. Bei der Organisierung der
Revolution gegen die Schah-Diktatur
spielte sie eine große Rolle. Ihr Vor-
sitzender, Mehdi Bazargan, wurde vom
Revolutionsführer Chomeini zum Pre-
mierminister der provisorischen Regie-
rung ernannt. Doch kaum ein Jahr im
Amt fiel er in Zusammenhang mit der
Geiselnahme der Angehörigen der ameri-
kanischen Botschaft in Teheran in Un-
gnade und wurde abgesetzt. Dennoch
schützte ihn seine große Popularität
vor einer Verhaftung oder gar Hinrich-
tung. Seine Organisation, die „Frei-
heitsbewegung“, wurde zwar nicht offi-
ziell verboten, sie wurde aber aus al-
len politischen Aktivitäten ausge-
schlossen. Seitdem befindet sie sich
in halblegalem Zustand. Mit dem Beginn
der Reformbewegung und vor allem nach
der Amtsübernahme Chatamis erweiterte
sich der Spielraum der Organisation.
Ihre politische Bedeutung besteht ins-
besondere darin, dass sie ein Binde-
glied ist zwischen den Kräften im is-
lamischen Lager, die als „eigene“ be-
zeichnet werden, und den Kräften au-
ßerhalb dieses Lagers – man nennt sie
„nichteigene“. Sie arbeitet eng mit
der „Religiös-Nationalen Strömung“,
die dieselbe politische Funktion er-
füllt. Beide Gruppen werden auch als
wichtigste Stützen der Reformbewegung
betrachtet. Die geistigen und poli-
tisch-gesellschaftlichen Impulse der
Reformbewegungen gingen von diesen
Gruppen aus. Ihre führenden Mitglie-
der, die sich zum Teil als Journali-
sten und Autoren betätigten, haben ei-
nen großen Anteil an der Entstehung
der liberalen Presse, die das politi-
sche Rückgrad der Reformbewegung bil-
det. Daher ist es nicht erstaunlich,
dass im Zuge der großen Kampagne der
Rechten gegen die liberale Presse vor
zwei Jahren auch sie zur Zielscheibe
der Angriffe wurden. Zahlreiche Mit-
glieder der „Religiös-Nationalen Strö-
mung“ und der „Freiheitsbewegung“ wur-
den verhaftet, später jedoch gegen ho-
he Kautionen freigelassen. Die Frei-
lassung erweckte den Eindruck, als
seien die Konservativen zu dem Schluss
gelangt, sich mit den beiden Gruppen
zu versöhnen. Es entstand sogar das
Gerücht, die moderateren Konservati-
ven, die eine Rückeroberung der Regie-
rung und des Parlaments planen, hätten

die beiden Gruppen zur Mitarbeit auf-
gefordert. Daher meinen manche Beob-
achter, die harten Urteile seien das
Werk der Fundamentalisten, die die
Pläne der Moderaten verhindern woll-
ten.

Was immer hinter den Kulissen gespielt
wird, die Urteile wurden allgemein als
eindeutige Provokation, als offene
Kampfansage vor allem an die Reformbe-
wegung gedeutet. Führende Vertreter
der Reformbewegungen, darunter zahl-
reiche Parlamentsabgeordnete und nam-
hafte Journalisten, protestierten ge-
gen das Urteil. Auch der Vorsitzende
der „Freiheitsbewegung“, Ebrahim
Jazdi, der vor wenigen Monaten aus den
USA nach Iran zurückgekehrt war, er-
klärte, seine Organisation werde gegen
die Urteile Widerspruch einlegen. Ge-
gen Yazdi selbst läuft ebenfalls ein
Prozess. Das Urteil wird in Kürze er-
wartet. Unter den Verurteilten befin-
den sich auch zwei ehemalige Minister.
11 der 52 Angeklagten wurden freige-
sprochen.

Kongress der Front Mosharekat mit auf-
schlussreichem Kommunique

Die Islamisch-Iranische Front, die
größte Organisation der Reformbewe-
gung, die Staatspräsident Chatami nahe
steht und die Mehrheit im Parlament
bildet, verabschiedete auf ihrem drit-
ten Kongress vom 26. bis 28. Juli ein
25seitiges Kommunique, das nach Mei-
nung politischer Beobachter eine letz-
te Warnung an die Konservativen dar-
stellt. Es enthält eine ungeschminkte
Bilanz des gegenwärtigen Zustandes des
Landes, Kritik gegen die rechten Isla-
misten und schließlich ein Programm
zur Rettung des Landes aus der nach
Meinung des Kongresses tiefen Krise,
in der sich das Land zurzeit befindet.

Die Bilanz, die die Front vorlegt, be-
ruht nach eigenen Angaben auf wissen-
schaftliche Studien und Umfragen. Wir
fassen hier kurz die Ergebnisse zusam-
men:

Legitimation und Akzeptanz  des isla-
mischen Staates gerät ins Wanken

Die Front Mosharekat vertritt die An-
sicht, dass die Legitimation des Staa-
tes stark ins Wanken geraten ist.
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Bürgerinnen und Bürger im Alter zwi-
schen 15 bis 30 Jahren wurden aufge-
fordert, fünf Personen des öffentli-
chen Lebens zu nennen, die sie am mei-
sten schätzen. Genannt wurde unter den
Verantwortlichen des Staates an erster
Stelle Chatami. Zwar bekundeten 37%
der Befragten ihre Sympathie für den
Staatspräsidenten,  aber insgesamt nur
15% für die nächsten vier Personen,
die ein hohes Staatsamt tragen. Sport-
ler, Schauspieler, Künstler scheinen
bei den Befragten weitaus beliebter zu
sein. Bei der Frage nach den beliebte-
sten Gruppen schnitten Hochschullehrer
und Schauspieler mit 4,7 Punkten am
besten ab, gefolgt von Schriftstellern
mit 4,0 Punkten. Ganz unten in der
Rangliste stehen die Geistlichen mit
0,6, die Hizbollahis mit 0,43 und die
Basidjis (die Organisation für den
Aufbau, die als einer der größten
Stützen der Konservativen betrachtet
wird) mit 0,36 Punkten.

Der Protest der Bevölkerung gegen Aus-
peitschungen und hohen Haftstrafen
kommt unter anderem darin zum Aus-
druck, dass den politischen Gefangenen
die größte Sympathie entgegen gebracht
wird. Ebenso groß ist die Sympathie
für Gruppen, die sich für die Rechte
der Frauen einsetzen.

Das Schlusskommunique, das nahezu ein-
stimmig von den Kongressteilnehmern
verabschiedet wurde, folgert aus die-
sen Zahlen, dass der islamische Staat,
der „von einer Gruppe von rund zwei-
tausend Personen, die zum Teil mitein-
ander verwandt und verschwägert sind,
regiert wird, in einer tiefen Legiti-
mationskrise steckt.“ Es ist höchst
bemerkenswert, wenn die größte politi-
sche Organisation des Landes, die die
Regierung und die Mehrheit stellt, zu
der Feststellung gelangt, dass zwi-
schen dem Staat und dem Volk ein tie-
fer Graben besteht.

Glaube und Legitimität

Das Kommunique stellt fest, dass die
Legitimationskrise mit einem Verlust
der Glaubwürdigkeit der Religion Hand
in Hand geht. „Der Grund für diesen
Verlust besteht darin“, meinen die Au-
toren, „dass die Geistlichkeit den
Versuch unternommen hat, die Politik
moralisch zu bessern. Doch in der Rea-
lität hat die Politik auch die Geist-
lichkeit verdorben. Zu keiner Zeit in
der iranischen Geschichte wurde die

Geistlichkeit in diesem Ausmaß für die
Probleme des Landes verantwortlich ge-
macht.“ Die Tatsache, dass immer weni-
ger Geistliche als Volksvertreter ge-
wählt werden, sei ein Indiz für die
Unbeliebtheit der Vertreter des Klerus
im Volk.

Bei einer Befragung der Studenten
meinten lediglich 6,5%, die Geistli-
chen seien die besten Interpreten des
Glaubens. 81,6% vertraten die gegen-
teilige Meinung. 76,3% der Studenten
waren der Ansicht, in Anbetracht der
herrschenden Meinungsvielfalt in der
Gesellschaft könne es ohnehin keine
einheitliche Auffassung des islami-
schen Glaubens geben. 71% der Bevölke-
rung meinen, in den letzten zehn Jah-
ren sei der Glaube an die Religion
stark geschwächt worden. 63% sind der
Ansicht, dass der Glaube in den näch-
sten zehn Jahren vollends oder zumin-
dest zu einem großen Teil verloren ge-
hen wird.

Die Autoren sehen den Grund für diese
Entwicklung darin, dass „die Religion
sich zu einem Instrument der politi-
schen Macht verwandelt hat.“

Die allgemeine Unzufriedenheit

Die Kongressteilnehmer stellen fest,
dass die Unzufriedenheit unter der Be-
völkerung rapide steigt und stützen
sich dabei auf eine kürzlich durchge-
führte Meinungsumfrage. Diese besagt,
dass 46,6% der Bevölkerung über die
Teuerung des Lebensunterhalts klagen,
24,6 über die Arbeitslosigkeit, 24,8
über die Zunahme der Drogensucht,
10,4% über die staatliche Korruption.

Das Kommunique zählt zahlreiche Gründe
für diese Unzufriedenheit auf. Jähr-
lich begeben sich zwischen 800.000 bis
einer Million Jugendliche auf die Su-
che nach Arbeit, höchstens die Hälfte
von ihnen findet einen Arbeitsplatz.
Die Folge sei Hoffnungslosigkeit und
Resignation, die sich eines Tages in
Wut und Rebellion verwandeln könnte.
Um die Gefahr der gesellschaftlichen
Krise spüren zu können, brauche man
nur einen Blick auf die Justiz zu wer-
fen. Sie hatte im Jahre 2000 mehr als
fünf Millionen Fälle zu behandeln.
Jährlich wandern im Durchschnitt
800.000 Menschen ins Gefängnis. Noch
im Jahr 2000 hätten Zweidrittel der
Bevölkerung die Meinung vertreten, das
Land ließe sich durch Reformen verän-
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dern, während 23% glaubte, das System
sei nicht reformierbar und müsse
grundlegend umgewälzt werden. Im Früh-
jahr 2002 hat sich die Volksmeinung
stark zugunsten der zweiten Gruppe
verändert.

Selbstkritisch stellt das Kommunique
fest, dass auch die Reformer in der
Regierung und im Parlament nicht in
der Lage gewesen seien, die Probleme
des Landes auch nur annähernd zu lösen
und resümiert: „So kann es nicht wei-
tergehen“. Die machthabenden Gegner
der Reformen seien mit ganzer Kraft
bemüht, die Reformbewegung zu blockie-
ren und jede Veränderung zu vereiteln.
Sie wollen durch Terroranschläge, das
Verbot der kritischen Presse, die
Blockierung des Parlaments und die
Einkerkerung führender Köpfe der Re-
formbewegung eine Rückkehr zu alten
Zeiten erreichen. Die versöhnliche und
behutsame Politik der Reformer habe
sich als unbrauchbar erwiesen. Es habe
sich herausgestellt, dass ein Konsens
zwischen Konservativen und Reformern
nicht möglich sei. Der bestehende Gra-
ben zwischen Staat und Volk habe sich
nun auch innerhalb des Staates gebil-
det und damit eine Doppelherrschaft
hervorgebracht, die regierungsunfähig
sei. Daher müsse die Reformbewegung
nach neuen Strategien und Taktiken su-
chen. Man müsse den Konservativen mit
größerer Klarheit und Entschiedenheit
entgegentreten.

Die Attacken aus den USA hätten die
Situation wesentlich verschärft. Für
Iran gäbe es nun drei Möglichkeiten:
Erstens Fortdauer des gegenwärtigen
Zustands. Das Land würde vollends im
Chaos versinken, bis es ähnlich wie
die Balkanstaaten zerfallen und sogar
seine nationale Souveränität verlieren
könnte. Zweitens könnte sich die isla-
mische Staatsordnung, wie manche Kon-
servativen es bereits planen, in eine
absolute Diktatur verwandeln. Doch ei-
nen solchen Weg würde das Volk niemals
akzeptieren. Der dritte Weg wäre die
ernsthafte Fortsetzung der Reformen.
Dieser Weg sei jedoch nicht gangbar,
wenn bestimmte Fraktionen den Willen
des Volkes nicht akzeptieren, wenn
Menschenrechte missachtet, die indivi-
duellen und gesellschaftlichen  Frei-
heiten eingeschränkt und Regierung und
Parlament entmachtet werden. Sollten
diese Voraussetzungen nicht erfüllt
werden und sollten jene, die ohne Man-
dat Macht ausüben, nicht bereit sein,

endlich den Willen des Volkes zu ak-
zeptieren, dann bleibe den Anhängern
der Reformbewegung keinen anderen Aus-
weg, als die ihnen vom Volk übertrage-
ne Verantwortung niederzulegen und ih-
re Aktivitäten jenseits des Machtappa-
rats fortsetzen.

Das Kommunique rief heftige Proteste
der Konservativen hervor. Die rechten
Zeitungen, der staatliche Rundfunk und
das Fernsehen warfen der Front vor,
den islamischen Glauben, die Geist-
lichkeit sowie die Gläubigen beleidigt
und denunziert zu haben. Einer der
mächtigsten Wortführer der Islamisten
und Vorsitzender der Gruppe „Motalefeh
Eslami“ (Islamische Koalition), Habi-
bollah Asgaroladi, bezichtigte die
Front in einem offenen Brief an Moham-
mad Reza Chatami, den Bruder des
Staatspräsidenten, der zugleich Vor-
sitzender der Front Mosharekat ist,
der Kollaboration mit den USA. Es gäbe
zwischen den Äußerungen Präsident
Bushs und denen mancher Mitglieder der
Front erschütternde Ähnlichkeiten,
schrieb Asgaroladi. Er habe den Ein-
druck, die Front habe die Absicht, das
Volk und den Glauben zu spalten und
damit den Sturz der islamischen
Staatsordnung herbeizuführen.
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II. Wirtschaft

Arbeiter demonstrieren gegen Änderung
des Arbeitsrechts

Experten sind der Meinung, dass das
iranische Arbeitsrecht einer grundle-
genden Reform bedarf. Viele betrachten
die gegenwärtigen Gesetze als eine
wichtige Ursache der hohen Arbeitslo-
sigkeit. Dennoch fühlen sich offen-
sichtlich die Regierung und das Parla-
ment nicht zu einer Reform in der La-
ge. Das einzige, was die Regierung
zurzeit erwägt, ist eine Gesetzesände-
rung, wonach es einer Reihe von land-
wirtschaftlichen Betrieben und allen
Betrieben, die weniger als zehn Arbei-
ter und Angestellte beschäftigen, er-
laubt werden soll, einige Passagen des
Arbeitsrechts zu umgehen. Diese Ände-
rung würde jedoch rund 96% aller Be-
triebe des Landes betreffen. Die Ar-
beiter sind gegen diese Änderung, denn
sie befürchten, dass den Arbeitgebern
im Umgang mit Arbeitern und Angestell-
ten, wie zum Beispiel bezüglich der
Kündigungsfrist oder des Mindestlohns,
ein größerer Spielraum gewährt werden
würde, was wiederum die Position der
Arbeiter erheblich verschlechterte.
Nach offiziellen Angaben hat Iran zur-
zeit 3,2 Millionen Arbeitslose. Die
tatsächliche Zahl wird auf fünf bis
sechs Millionen geschätzt. Die Stim-
mung unter den Arbeitern ist äußerst
schlecht. In manchen Betrieben haben
Arbeiter seit Monaten keinen Lohn er-
halten. Armut macht sich unter den
Werktätigen breit. Die demonstrieren-
den Arbeiter forderten die Regierung
und das Parlament auf, sich endlich
mehr für ihre Rechte einzusetzen. Ähn-
lich wie in Teheran gab es auch in an-
deren Städten Arbeiterdemonstrationen.
Sollte für die steigende Arbeitslosig-
keit keine Lösung gefunden werden,
muss mit landesweiten Arbeiterunruhen
und Demonstrationen gerechnet werden.

Laufender Fünfjahrplan scheitert

Die Mischung verschiedener Wirt-
schaftsformen und das Nebeneinander
unterschiedlicher, ja oft widersprüch-
licher Systeme macht die iranische
Wirtschaft nicht nur unübersichtlich,
sie hemmt auch deren Entwicklung. Der
Staat spielt nicht zuletzt durch die
Einnahmen aus der Erdölindustrie eine
dominierende Rolle. Dennoch ist es ihm

bislang nicht gelungen, auch nur an-
satzweise die wichtigsten ökonomischen
Probleme des Landes zu lösen. Der Ver-
such, durch Fünfjahrpläne die Entwick-
lung kontinuierlich voran zu treiben,
muss gemessen an den bisherigen Ergeb-
nissen als mehr oder weniger geschei-
tert betrachtet werden. Der dritte
Fünfjahrplan, dessen Zeit fast zur
Hälfte abgelaufen ist, weckte große
Hoffnungen, weil er von den Reformern
konzipiert worden war und grundlegende
Veränderungen angekündigt worden wa-
ren. Doch inzwischen scheinen diese
Ziele zum großen Teil in Vergessenheit
geraten zu sein. Wirtschaftsstrategen
der Regierung haben bereits begonnen,
den vierten Fünfjahrplan zu entwerfen.
Der gegenwärtige Fünfjahrplan hatte
jährlich 760.000 neue Arbeitsplätze
zum Ziel, um den Stand der Arbeitslo-
sigkeit zumindest konstant halten zu
können. Doch dieses Ziel wurde nicht
einmal zur Hälfte erreicht. Laut Anga-
ben des Arbeitsministeriums hat die
Anzahl der Arbeitssuchenden im Ver-
gleich zum Vorjahr um 87% zugenommen.
Selbst bei Akademikern ist eine Ver-
dopplung der Arbeitsuchenden festzu-
stellen.

Für das Scheitern der Pläne gibt es
mehrere Gründe: Die dominierende Rolle
der Ölindustrie und das ständige
Schwanken der Ölpreise machen die ira-
nische Wirtschaft von der Entwicklung
des Weltmarkts stark abhängig. Die
Orientierungslosigkeit der iranischen
Außenpolitik und die politischen Aus-
einandersetzungen im Innern wirken ei-
ner langfristigen Planung entgegen.
Den Reformwilligen ist es aufgrund der
Blockadepolitik der Konservativen
nicht gelungen, die schwerfällige Ver-
waltung zu reformieren. Sie haben es
auch nicht vermocht, trotz ständiger
Ankündigung und entsprechender Be-
schlüsse, dem Privatkapital genügend
Sicherheiten und Möglichkeiten für ei-
nen freien Wettbewerb zu gewähren. Die
Regierung hat zuwenig Macht und Durch-
setzungsvermögen, um das Monopol der
Stiftungen, die einen großen Teil der
iranischen Wirtschaft beherrschen, zu
brechen. Schließlich sollte erwähnte
werden, dass die Pläne der Regierung
und der dritte Fünfjahrplan zwar von
liberal orientierten Wirtschaftsexper-
ten entworfen wurden; deren Ausführung
obliegt jedoch zumeist den Konservati-
ven, deren Denken und Vorstellung von
einer liberalen Wirtschaft weit ent-
fernt liegt.
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Modernisierung verpasst - Der desolate
Zustand des iranischen Luftverkehrs

Der iranische Luftverkehr, der zu
Schahs-Zeiten im Vergleich zu dem ähn-
lich strukturierter Länder weit vorn
lag, befindet sich in einem desolaten
Zustand. Auf einem Mitte Juli in Tehe-
ran stattgefundenen Seminar zum Thema:
„Ausschöpfung nationaler Kapazitäten“
erklärte der iranische Verkehrsmini-
ster Ahmad Khorram, die im Staatshaus-
halt vorgesehenen Mittel für den Luft-
verkehr würden bei weitem nicht aus-
reichen, um den Luftverkehr auch nur
ansatzweise zu erneuen. Er gab be-
kannt, dass die staatliche Fluggesell-
schaft „Homa“ im laufenden Jahr ein
Verlust von 100 Milliarden Tuman (rund
13 Millionen Euro) verbucht habe.

In der Tat hat der islamische Staat es
versäumt, sich um die Modernisierung
des staatlichen Luftverkehrs zu bemü-
hen. Das Gesamtkapital, das seit der
Gründung der Islamischen Republik vor
23 Jahren in der Fluggesellschaft „Ho-
ma“ investiert worden ist, beträgt 500
Millionen Dollar, d.h. im Jahresdurch-
schnitt 22 Millionen Dollar. Während
dieser Zeit hat „Homa“ ganze fünfzehn
Passagierflugzeuge gekauft, darunter
sieben gebrauchte Maschinen aus der
Türkei und den Emiraten. Im Vergleich
dazu, schreibt der iranische Journa-
list Fereidun Khawand, habe die Luft-
verkehrsgesellschaft der Emirate, die
Dubai gehört, im Jahr 2001 für 15 Mil-
liarden Dollar 22 zweistöckige Airbus-
maschinen bestellt. Das bedeute, dass
Dubai in einem einzigen Jahr für den
Luftverkehr der Emirate 30mal mehr in-
vestiert hat als die Islamische Repu-
blik für „Homa“ in 23 Jahren. Iran
fehlt es nicht nur an modernen Maschi-
nen, sondern auch an geschulten Pilo-
ten. Denn der marode Zustand des ira-
nischen Luftverkehrs hat viele Piloten
ins Ausland vertrieben.

Der aufgeblähte Staatsapparat

Laut Angabe der Nachrichtenagentur
„ISNA“ hat Mahmud Asgari, Stellvertre-
tender Leiter des Personal- und Pla-
nungsamtes, erklärt, der Personalbe-
stand der gesamten Verwaltung habe
sich in der Zeit zwischen 1973 und
1999 um das Achtfache, das heißt von
297.000 auf 1.776.000 gesteigert. Al-
lein in den zwanzig Jahren nach der
Revolution (von 1979 bis1999) hat sich

die Zahl der staatlichen Angestellten
vervierfacht, obwohl sich die Bevölke-
rungszahl während desselben Zeitraums
nur verdoppelt hat. Die Folge dieser
unangemessenen Steigerung ist laut As-
gari, dass die Möglichkeiten des Staa-
tes, die eigenen Angestellten ihren
Fähigkeiten entsprechend finanziell zu
versorgen, immer mehr eingeschränkt
werden. Dieser Zustand eröffnet der
Korruption Tür und Tor.

Auch die Zahl staatlicher Hauptunter-
nehmen habe sich laut Asgari im Zeit-
raum zwischen 1979 bis 1996 verdrei-
facht. Gegenwärtig gibt es in Iran
mehr als 16.000 staatliche Unterneh-
men. Der Staat beschäftigt insgesamt
2.250.000 Personen. Sachverständige
stimmen darin überein, dass ein sol-
cher aufgeblähter Staatsapparat für
eine rasche Entwicklung hinderlich
sei.

Die Zahl der Arbeitslosen steigt

Nach Angaben des Amtes für Statistik
hat die Zahl der Arbeitslosen vom März
2001 bis Februar 2002 von 13,86% auf
14,72% zugenommen. Das Amt führt die
Zunahme auf den Anstieg der Zahl der
arbeitsfähigen Bevölkerung zurück.
Diese offiziellen Angaben werden in
Fachkreisen mit großer Skepsis be-
trachtet. In diesen Kreisen wird die
Zahl der Arbeitslosen auf 5,5 bis 6
Millionen geschätzt. Das ist rund 25%
der arbeitsfähigen Bevölkerung.

Bemerkenswert ist, dass laut offiziel-
len Angaben die höchste Arbeitslosen-
quote bei Männern und Frauen im Alter
zwischen 15 und 29 Jahren zu finden
ist. Rund siebzig Prozent der beim Ar-
beitsministerium registrierten Ar-
beitslosen haben seit länger als zwei
Jahren keine Arbeit. Schließlich ist
bei den Statistiken besonders auffäl-
lig, dass die Arbeitslosigkeit unter
den Männern und Frauen mit akademi-
scher Ausbildung ständig steigt. Im
Jahre 2000 waren 9% der Mediziner, 15%
der Juristen 11% Ingenieure arbeits-
los.

Inflation – eine chronische Krankheit

Nach den von der iranischen Zentral-
bank veröffentlichten Daten sind in
den Städten die Preise im April dieses
Jahres im Vergleich zum Vorjahr um
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14,3% angestiegen. Zwischen 1980 und
2000 betrug die Inflationsrate im
Durchschnitt 11,2%. Allerdings müssen
die zumeist beschönigenden offiziellen
Angaben stets mit Skepsis betrachtet
werden. Diese kontinuierliche Schwä-
chung der Kaufkraft, die keineswegs
durch entsprechende Lohn- und Gehalts-
erhöhungen ausgeglichen wird, treibt
immer mehr Familien mit niedrigem Ein-
kommen in die Armut. Demgegenüber pro-
fitieren die Bazaris und die mafiösen
Stiftungen von der Inflation.

Iran hat ein neues Auto

Das neue Auto, das auf Vorschlag des
Staatspräsidenten Chatami „Samad“
(goldenes Pferd) genannt wurde, soll
den nun dreißig Jahre alten „Peykan“
endgültig ablösen. Während „Peykan“
aus hauptsächlich importierten Teilen
in Iran montiert wurde, ist „Samad“
ein echtes iranisches Produkt. Bereits
vor sechs Jahren wurde mit der Planung
des neuen Fahrzeugs begonnen. Es soll-
te ein Auto sein, das den heutigen An-
sprüchen gerecht wird, es sollte Fahr-
sicherheit garantieren und schick aus-
sehen. Das Modell wurde von iranischen
Ingenieuren entworfen. Die Ausstattung
ist gut, die Fahrtüchtigkeit und Si-
cherheit stellt im Vergleich zu „Pey-
kan“ einen erheblichen Fortschritt
dar. Es sollen in diesem Jahr zunächst
5000 Autos und in den nächsten fünf
Jahren bis 200.000 Autos produziert
werden. Man hofft auch auf Bestellun-
gen aus den Nachbarländern. Hohe Ein-
fuhrzölle für ausländische Fahrzeuge
sollen den Markt für das eigene Pro-
dukt frei halten.
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III. Außenpolitik

Washington verlangt von Moskau ein
Ende der Atomkooperation mit Iran

Die Ankündigung Russlands, nicht nur
das Atomkraftwerk in der südiranischen
Stadt Bushehr fertig zu stellen, son-
dern in den kommenden zehn Jahren wei-
tere fünf Atomreaktoren im Wert von
8,5 Milliarden Dollar bauen zu wollen,
forderte einen scharfen Protest der
USA heraus. Der amerikanische Energie-
minister Spencer Abraham erklärte zum
Abschluss seines Besuchs in Moskau:
„Wir fordern Russland nachdrücklich
auf, jegliche nukleare Zusammenarbeit
mit Iran einzustellen, einschließlich
der Unterstützung beim Bau des Reak-
tors in Bushehr“. Offensichtlich
wächst die Furcht der Amerikaner, auch
Israels, Iran könnte bald im Besitz
von Atomwaffen gelangen. Präsident
Bush hatte bei seinem Besuch in Moskau
Präsident Putin auf dieses Thema ange-
sprochen und die Zusicherung erhalten,
dass Moskau schon aus eigenem Interes-
se niemals dazu beitragen werde, dass
ein Nachbarstaat die Möglichkeit er-
hält, Atomwaffen herzustellen. Die
neuerliche Ankündigung Moskaus, drei
weitere Atomkraftwerke in Bushehr und
einen Reaktor in Südwesten Irans, in
der Nähe der Stadt Ahwas errichten zu
wollen, kam auch für Washington über-
raschend. Der Bau soll laut Angaben
aus Moskau im Rahmen eines breit ange-
legten Kooperationsprogramms zwischen
Iran und Russland im Wert von vierzig
Milliarden Dollar erfolgen. Das Pro-
gramm umfasst, wie die FAZ berichtet,
die Errichtung konventioneller Kraft-
werke, die Erschließung von Öl- und
Gasvorkommen, den Bau von Passagier-
flugzeugen und Projekte der Telekommu-
nikation. Hinzu kämen noch konventio-
nelle Waffe - darunter Flugzeuge, U-
Boote und Hubschrauber - die Russland
bis zum Jahre 2005 an Iran liefern
soll.

Nach dieser Ankündigung verstärkte
sich der Druck Washingtons auf Moskau.
Laut „Washington Post“ soll es zwi-
schen den Regierungen der USA und Is-
raels Überlegungen geben, wie man den
Bau des Kraftwerks in Bushehr verhin-
dern könnte. Sollte der Druck auf Mos-
kau zu keinem Ergebnis führen, sei so-
gar die Möglichkeit eines Militär-
schlags erwogen worden. In Teheran

wird diese Möglichkeit als sehr ernst
eingeschätzt.

Chef des israelischen Geheimdienstes
Mussad bezeichnet Iran als die größte
Gefahr für die westliche Welt

Der Chef des israelischen Geheimdien-
stes Mussad erklärte bei einem Geheim-
gespräch mit hohen Vertretern der NATO
Anfang Juli in Brüssel, die Islamische
Republik Iran betreibe nicht nur ato-
mare Aufrüstung, sondern sei auch da-
bei, die hierfür notwendigen Trägerra-
keten zu bauen. Gegenwärtige werde die
Rakete „Shahab 3“ fertig gestellt, de-
ren Reichweite für einen Angriff auf
Europa, ja sogar auf die USA genügen
würde. Weiterhin berichtete er von dem
Bemühen Irans, im Besitz von chemi-
schen und biologischen Massenvernich-
tungswaffen zu gelangen. Somit bilde
Iran zurzeit die größte Gefahr gegen
die westliche Welt. Die Äußerungen des
israelischen Geheimdienstchefs wurden
in der israelischen Presse zitiert.
Sie bestätigen das Gerücht, dass Isra-
el die Absicht habe, durch einen
Blitzangriff den noch im Bau befindli-
chen iranischen Atomreaktor in der
südiranischen Stadt Bushehr zu bombar-
dieren. Parallelen zur Bombardierung
atomarer Einrichtungen im Irak 1981
drängen sich auf.

Javier Solana in Teheran

Der EU-Ministerrat hatte Mitte Juni
dieses Jahres beschlossen, mit der Is-
lamischen Republik Iran Verhandlungen
über ein umfassendes Handels- und Ko-
operationsabkommen aufzunehmen. Anders
als die USA, die bereits wenige Monate
nach der Gründung der Islamischen Re-
publik die diplomatischen Beziehungen
zu Iran abgebrochen und einen Wirt-
schaftsboykott über das Land verhängt
haben, vertrat die EU stets die Auf-
fassung, durch Dialog und Kooperati-
onsbereitschaft eine Öffnung des Lan-
des erreichen und damit die Reform-
und Demokratiebewegung unterstützen zu
können. Dieser Kurs wurde auch dann
fortgesetzt, als die USA nach der
Amtsübernahme Präsident Bushs und vor
allem nach den Terroranschlägen vom
11. September den Druck auf Iran ver-
schärften. Bush bezeichnete Iran neben
Nordkorea und Irak als „Achse des Bö-
sen“ und versuchte durch den Druck auf
Russland, China und die EU, Iran immer
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mehr zu isolieren. Die EU leistete Wi-
derstand und setzte den Kooperations-
kurs fort. Allerdings machte der Mini-
sterrat das Handelsabkommen von be-
stimmten politischen Voraussetzungen,
vor allem bezüglich der Einhaltung der
Menschenrechte, abhängig.

Der zweitägige Besuch des EU-Beraters
für Außen- und Sicherheitspolitik, Ja-
vier Solana, Ende Juli in Teheran
sollte gerade diesem Aspekt Nachdruck
verleihen. Doch ob Zufall oder Ab-
sicht, der Zeitpunkt war denkbar un-
günstig gewählt. Die Ereignisse der
letzten Wochen erweckten zumindest den
Verdacht, dass die Gegner der Annähe-
rung Irans an die EU mit allen Mitteln
versucht hätten, den Besuch Solanas
statt zum größeren Konsens eher zur
Verschärfung der Konflikte zu nutzen.

Zu den Gesprächspartnern Solanas ge-
hörte neben Staatspräsident Chatami,
Außenminister Charrasi, und Ex-
Staatspräsident Rafsandjani auch der
Ausschussvorsitzende für Außenpolitik
und nationale Sicherheit Mohsen Mirda-
madi. Wie peinlich, dass gerade er we-
nige Tage vor Solanas Besuch in seiner
Eigenschaft als Herausgeber der Tages-
zeitung Noruz zu sechs Monaten Gefäng-
nis, 20 Millionen Rial Geldstrafe und
vier Jahren Verbot journalistischer
Tätigkeit verurteilt wurde. Seine re-
formorientierte Zeitung wurde für
sechs Monate verboten. Es gab aber zum
Auftakt der Staatsvisite noch größere
Peinlichkeiten, die Solana als Hohn
auf seine politischen Forderungen emp-
finden müsste. Kurz vor seiner Ankunft
in Teheran wurde, wie oben berichtet,
der 73jährige Journalist Siamak
Purzand, der zuvor zu elf Jahren Ge-
fängnis verurteilt worden war, zu er-
niedrigender Selbstbezichtigung ge-
zwungen. Das Islamische Revolutionsge-
richt verbot in einem selbst für die
Konservativen überraschenden Urteil
die Organisation der „Freiheitsbewe-
gung“, ihre wichtigsten Mitglieder,
darunter zwei ehemalige Minister, er-
hielten langjährige Haftstrafen. Die
Organisation der Revolutionswächter,
der militärische Arm der Islamischen
Republik, die eine weitaus größere
Rolle spielt als die Armee, veröffent-
lichte eine Erklärung, in der sie die
Mehrheit der Parlamentsabgeordneten,
die der Reformfraktion angehört, als
fünfte Kolonne der USA bezeichnete und
drohte, sie sei nicht länger bereit,
die Kollaboration mit dem größten

Feind Irans zu dulden. Revolutionsfüh-
rer Khamenei bekräftigte diese Warnung
und drohte, sollte er bei der Führung
der Legislative, Exekutive oder Judi-
kative Abweichungen von den Grundsät-
zen der Revolution feststellen, werde
er die nötigen Konsequenzen ziehen.
All dies, meinen Beobachter im Land,
deute auf einen bevorstehenden Staats-
streich der Rechten.
Über den Rücktritt des Ayatollah Tahe-
ri und den Kongress der Front Moasha-
rekat, die vor den Besuch Solanas
stattfanden, haben wir oben ausführ-
lich berichtet.

Solana reagierte auf diese Ereignisse
mit einer ungewöhnlich scharfen Kri-
tik, die er nicht hinter verschlosse-
nen Türen und als Pflichtübung, son-
dern öffentlich auf einer Pressekonfe-
renz  vorbrachte. Das Erstaunliche da-
bei war, dass seine Äußerungen mit den
Worten, die Präsident Bush am 12. Juli
in Washington an die Machthaber Irans
gerichtet hatte, nahezu identisch wa-
ren. Er forderte unmissverständlich
den Gottesstaat auf, die Menschenrech-
te zu achten, die Justiz zu reformie-
ren, auf den Bau von Massenvernich-
tungswaffen zu verzichten, die UNO-
Resolution 1373 gegen den internatio-
nalen Terrorismus zu akzeptieren, die
Unterstützung bewaffneter Organisatio-
nen in Palästina zu unterlassen und
sich stattdessen für den Frieden zwi-
schen Israel und Palästina einzuset-
zen. Damit nicht genug, er äußerte
sein Bedauern darüber, dass die Refor-
men ins Stocken geraten seien und er-
klärte, ohne spürbare politische Re-
formen sei ein Handelsabkommen mit der
EU nicht möglich.

Politische Beobachter in Teheran ver-
muten, dass der Druck der USA auf die
EU, die Beziehungen zur der Islami-
schen Republik nicht weiter auszubau-
en, Wirkung gezeigt haben. Die Folgen
eines Kurswechsels der EU Iran gegen-
über wären verheerend. Davon würden
allein die rechten Islamisten profi-
tieren. Denn jede Konfrontation mit
dem Westen dient zur Legitimation ih-
rer Macht und liefert ihnen die Hand-
habe, ihr Fußvolk gegen die Reformbe-
wegung zu mobilisieren. Die Rechten
haben seit der Wahl Chatamis zum
Staatspräsidenten und erst recht seit
dem die Reformer im Parlament die
Mehrheit stellen mit allen legalen und
illegalen Mitteln versucht, die Refor-
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men zu torpedieren, mit dem Ziel, dass
das Volk die Hoffnung, die es vor fünf
Jahren in Chatami und seine Regierung
gesetzt hatte, die Hoffnung auf die
Öffnung und Liberalisierung der Ge-
sellschaft verliert. Dieses Ziel haben
sie inzwischen weitgehend erreicht.
Die Reformbewegung steht vor einer
Spaltung, Chatamis Basis im Volk ist
stark geschrumpft. Schon präsentiert
sich Ex-Staatspräsident Rafsandjani,
der als einflussreichste Figur der
Rechten gilt, als Retter der Nation
und bereitet sich auf eine erneute
Machtübernahme vor. Die Reformer brau-
chen außenpolitische Erfolge und Iran
ist ökonomisch auf engen Beziehungen
zu Europa angewiesen. Die Verknüpfung
eines Handelsvertrags mit politischen
Forderungen seitens der EU ist richtig
und notwendig. Doch ein Kurswechsel
von Kooperation zur Konfrontation wür-
de der Reformbewegung in Iran einen
schweren Schlag versetzen.


